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BUNDESSOZIALGERICHT 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 
 

 

Az: B 8 SO 68/13 B 
 
L 9 SO 67/12 (Schleswig-Holsteinisches LSG) 
S 15 SO 182/09 (SG Schleswig) 
 
 
 
………………….., 
 
 
 Kläger, Antragsteller und Beschwerdeführer, 
 
 

g e g e n 
 
 
Oberbürgermeister der Landeshauptstadt Kiel, 
Fleethörn 9, 24103 Kiel, 
 
 Beklagter und Beschwerdegegner. 
 

 

Der 8. Senat des Bundessozialgerichts hat am 18. März 2014 durch 

den Vorsitzenden Richter   E i c h e r    sowie die Richterinnen   K r a u ß   und   S i e f e r t   

beschlossen: 

 

Der Antrag des Klägers, ihm zur Durchführung des Verfahrens der Beschwerde gegen die 

Nichtzulassung der Revision im Beschluss des Schleswig-Holsteinischen Landessozialgerichts 

vom 30. September 2013 - L 9 SO 67/12 - Prozesskostenhilfe zu bewilligen und einen Rechts-

anwalt beizuordnen, wird abgelehnt. 

 

Die Beschwerde des Klägers gegen die Nichtzulassung der Revision im bezeichneten Be-

schluss wird als unzulässig verworfen. 

 

Außergerichtliche Kosten des Beschwerdeverfahrens sind nicht zu erstatten. 
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G r ü n d e : 

 

I 

 

Der Kläger begehrt Leistungen der Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung nach 

Ablauf eines vorangegangenen Bewilligungszeitraumes. Seinen Antrag vom 7.5.2009 lehnte 

der Beklagte ab (Bescheid vom 8.5.2009; Widerspruchsbescheid vom 4.6.2009); der Wider-

spruchsbescheid ist dem Kläger im Wege der Zustellung durch die Post mit Zustellungsurkunde 

zugestellt worden und nach erfolglosem Zustellungsversuch unter der Wohnanschrift "W      -

    str.     , K   " am 6.6.2009 bei der Post niedergelegt worden. Am 7.7.2009 hat der Kläger 

Klage beim Sozialgericht (SG) Schleswig erhoben. Das SG hat die Klage abgewiesen und zur 

Begründung ausgeführt, die Klage sei unzulässig, weil sie verspätet erhoben worden sei (Urteil 

vom 18.9.2012). Das Schleswig-Holsteinische Landessozialgericht (LSG) hat die Berufung aus 

den Gründen des SG-Urteils zurückgewiesen (Beschluss vom 30.9.2013).  

 

Hiergegen hat der Kläger Nichtzulassungsbeschwerde beim Bundessozialgericht (BSG) einge-

legt und zugleich die Gewährung von Prozesskostenhilfe (PKH) für dieses Verfahren sowie die 

Beiordnung eines Rechtsanwalts beantragt. 

 

 

II 

 

Das Passivrubrum war von Amts wegen zu berichtigen. Richtiger Beklagter im vorliegenden 

Rechtsstreit ist der Oberbürgermeister der Landeshauptstadt Kiel als beteiligtenfähige Behörde 

iS von § 70 Nr 3 Sozialgerichtsgesetz (SGG). Danach sind Behörden beteiligtenfähig, sofern 

das Landesrecht dies - wie vorliegend - bestimmt (Behördenprinzip).  

 

Der Antrag auf Bewilligung von PKH ist nicht begründet. PKH ist nur zu bewilligen, wenn die 

beabsichtigte Rechtsverfolgung hinreichende Aussicht auf Erfolg bietet (§ 73a Abs 1 Satz 1 

SGG iVm § 114 Zivilprozessordnung <ZPO>); daran fehlt es hier, weil keiner der drei in § 160 

Abs 2 SGG abschließend aufgeführten Zulassungsgründe durch einen zugelassenen Prozess-

bevollmächtigten (§ 73 Abs 4 SGG) mit Erfolg geltend gemacht werden könnte. Nur diese 

Gründe können aber zur Zulassung der Revision führen.  

 

Der Rechtssache kommt, schon nach dem eigenen Vorbringen des Klägers, aber auch nach 

Aktenlage, keine grundsätzliche Bedeutung zu (§ 160 Abs 2 Nr 1 SGG); denn sie wirft keine 

Rechtsfrage auf, die - über den Einzelfall hinaus - aus Gründen der Rechtseinheit oder der 

Fortbildung des Rechts einer Klärung durch das Revisionsgericht bedürftig und fähig ist. An-

haltspunkte dafür, dass eine Divergenzrüge (§ 160 Abs 2 Nr 2 SGG) Aussicht auf Erfolg ver-

sprechen könnte, bestehen ebenso wenig. 
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Es ist auch nicht erkennbar, dass ein Verfahrensmangel (§ 160 Abs 2 Nr 3 Halbsatz 1 SGG) mit 

Aussicht auf Erfolg geltend gemacht werden könnte. Insbesondere ist die Entscheidung der 

Vorinstanzen, die Klage sei wegen Versäumung der Monatsfrist zur Erhebung der Klage (§ 87 

Abs 2 SGG) unzulässig, nach Aktenlage zutreffend. Das SG ist nach persönlicher Anhörung 

des Klägers und Würdigung des übrigen Akteninhalts zu der Überzeugung gekommen, dass 

dieser im Zeitpunkt der Zustellung des Widerspruchsbescheides eine Wohnung in der W       -

      str.      in K     innehatte und deshalb das zuzustellende Schriftstück nach erfolglosem Zu-

stellungsversuch in dieser Wohnung durch Niederlegung zugestellt werden konnte (§ 85 Abs 3 

Satz 2 SGG iVm § 3 Abs 2 Verwaltungszustellungsgesetz und §§ 177, 181 ZPO). Mit Zustel-

lung des Widerspruchsbescheides am 6.6.2009, in dem der Kläger ordnungsgemäß über die 

Klagefrist belehrt worden ist, ist die Klagefrist in Lauf gesetzt worden; diese Frist war bei Klage-

erhebung am 7.7.2009 versäumt.  

 

Dem Urteil des SG hat sich das LSG durch eine nach der Prozessordnung zulässige Bezug-

nahme auf die Urteilsgründe (§ 153 Abs 2 SGG) vollumfänglich angeschlossen. Dabei ist nicht 

erkennbar, dass das LSG den Anspruch auf rechtliches Gehör des Klägers verletzt hat, wie 

dieser meint. Zwar hat eine mündliche Verhandlung nur vor dem SG stattgefunden. Diese Vor-

gehensweise ist aber von § 153 Abs 4 SGG gedeckt. Die Entscheidung, die Berufung ohne 

mündliche Verhandlung durch Beschluss zurückzuweisen, steht im pflichtgemäßen Ermessen 

des Berufungsgerichts und kann nur auf fehlerhaften Gebrauch, dh sachfremde Erwägungen 

und grobe Fehleinschätzung, überprüft werden (vgl nur: BSG SozR 3-1500 § 153 Nr 13; SozR 

4-1500 § 153 Nr 7). Da im Berufungsverfahren kein weitergehender Vortrag durch den Kläger 

erfolgt ist, besteht für einen Ermessensfehlgebrauch kein Anhalt. Die nach § 153 Abs 4 SGG 

erforderliche Anhörung der Beteiligten ist erfolgt; auch insoweit hat der Kläger nichts vorgetra-

gen, was gegen die Befugnis des LSG zu einer Entscheidung durch Beschluss nach § 153 

Abs 4 SGG sprechen könnte. Mit der Ablehnung von PKH entfällt zugleich die Beiordnung eines 

Rechtsanwalts im Rahmen der PKH (§ 73a Abs 1 SGG iVm § 121 Abs 1 ZPO).  

 

Die vom Kläger ohne zugelassenen Prozessbevollmächtigten eingelegte Beschwerde ist unzu-

lässig. Sie entspricht nicht den zwingenden gesetzlichen Vorschriften. Der Kläger muss sich vor 

dem BSG gemäß § 73 Abs 4 SGG durch einen zugelassenen Prozessbevollmächtigten vertre-

ten lassen. Er kann eine Prozesshandlung rechtswirksam nicht vornehmen, folglich auch nicht 

selbst Beschwerde einlegen. Schon die Beschwerdeschrift muss von einem nach § 73 Abs 4 

SGG zugelassenen Prozessbevollmächtigten unterzeichnet sein. Hierauf hat das LSG den Klä-

ger in der Rechtsmittelbelehrung des Beschlusses hingewiesen. Die nicht formgerecht einge-

legte Beschwerde ist schon deshalb nach § 160a Abs 4 Satz 1 iVm § 169 SGG ohne Zuziehung 

der ehrenamtlichen Richter durch Beschluss zu verwerfen. 
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Die Kostenentscheidung beruht auf einer entsprechenden Anwendung des § 193 SGG.  
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